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INTERVIEW

»�Die Bereitschaft zu Solidarität 
ist hoch «

1.	 Herr Lengfeld, Sie haben eine repräsentative Befragung 
der Bevölkerung in Deutschland zum Thema fiskali­
sche Solidarität in Europa durchgeführt. Was war die 
Fragestellung? Zum einen haben wir danach gefragt, 
inwiefern die Befragten es richtig finden, dass das Land, 
in dem sie leben, anderen Ländern der EU, die akut 
von wirtschaftlicher Not bedroht sind, finanzielle Hilfe 
zukommen lassen soll. Das ist eine generelle Messung 
zur Einstellung von Solidaritätsbereitschaft, denn 
es sind ja nicht die Menschen selbst, die solidarisch 
agieren, sondern es sind die Staaten und die EU, die die 
Institutionen geschaffen haben und den Geldverkehr 
regeln, damit Hilfe fließt. Zum anderen haben wir uns 
dafür interessiert, ob die Menschen bereit wären, einen 
eigenen Beitrag aus ihrem persönlichen Portemonnaie 
zu leisten. Wir haben dazu die Idee des deutschen 
Solidaritätsbeitrags bemüht und die hypothetische 
Frage gestellt, was wäre, wenn es eine solche Solidaritäts­
steuer auch auf europäischer Ebene gäbe.

2.	 Wie viele Menschen in Deutschland befürworten, 
dass Deutschland finanzielle Hilfe an EU-Krisenländer 
bereitstellt? Nach den Daten, die wir 2015 mithilfe des 
Sozio-oekonomischen Panels erhoben haben, ist es etwa 
die Hälfte der in Deutschland lebenden Bevölkerung, die 
sich solidarisch zeigen möchte. Wir können zudem auf 
ältere Daten zurückgreifen, in denen eine gleiche oder 
sehr ähnliche Frageformulierung in anderen Umfragen 
in Deutschland verwendet wurde. Daran sehen wir, dass 
das Solidaritätsniveau in Deutschland seit dem Jahr 2010 
annähernd konstant ist. Obwohl sich also die Krise in eini­
gen südeuropäischen Ländern in der Zwischenzeit deutlich 
verschärft hat, ist die Bereitschaft zur Solidarität hoch.

3.	 Wie viele Personen lehnen das ab, und wie viele sind 
unentschieden? Knapp ein Drittel der Befragten lehnt 
Hilfen an andere Krisenländer ab, die das eigene Land 
zahlen sollte und gute 20 Prozent zeigen sich indifferent 
und haben keine klare Haltung.

4.	 Gilt diese Bereitschaft zur Hilfe auch Nicht-EU-Ländern, 
die in Schwierigkeiten sind? Diese Frage zu klären, war 

für uns von großer Bedeutung, denn die Bereitschaft zur 
Hilfe von EU-Ländern sagt ja nichts darüber aus, ob man 
die EU als Solidargemeinschaft versteht, wenn man sie 
nicht mit der potentiellen Hilfe an Länder vergleicht, die 
nicht zur EU gehören. Also haben wir eine zweite Frage 
gestellt, zur Hilfe für europäische Länder, die nicht der EU 
angehören, und sehen, dass die Mehrzahl der deutschen 
Befragten Finanzhilfen für Krisenländer außerhalb der 
EU ablehnt. Das bedeutet, die Bereitschaft, europäische 
EU-Länder zu unterstützen, ist viel größer als die Bereit­
schaft, europäische Nicht-EU-Länder zu unterstützen. 

5.	 Wie hoch ist die Bereitschaft, einen persönlichen Bei­
trag zu leisten? Wir haben die Befragten gebeten, sich 
zu überlegen, was wäre, wenn es eine Art europäische 
Solidaritätssteuer gäbe, die jeder bezahlen sollte. 
Dazu haben wir drei Vorschläge mit unterschiedlichen 
Steuersätzen von drei, zwei und 0,5 Prozent formuliert 
und haben die Zustimmung entlang dieser Steuersätze 
erhoben. Das Ergebnis war, dass die Mehrheit der 
Bevölkerung keinem dieser drei Steuersätze mehrheit­
lich zustimmt. Wir finden also keine Mehrheit für das 
freiwillige hypothetische Entrichten einer Steuer, aber 
wir sehen, dass im Falle der 0,5 prozentigen Steuer 
immerhin ein gutes Drittel der Befragten in Deutschland 
einverstanden wäre, eine solche Steuer innerhalb von 
Europa zu entrichten. Dabei muss man hinzufügen, dass 
die Steuer ja nur dann funktionieren würde, wenn alle 
Europäer darin einzahlen und einen Beitrag entspre­
chend ihrem individuellen Einkommen leisten würden. 

6.	 Erwarten die Befragten eine Gegenleistung? Wir haben 
herausgefunden, dass die Befragten in Deutschland eine 
Reihe der sogenannten Sparauflagen, die die EU und 
der Internationale Währungsfonds den Krisenländern 
auferlegt haben, im hohen Maße für akzeptabel halten, 
andere dagegen überraschend mehrheitlich ablehnen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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